
Gegenstand des Sondereigentums gemacht werden, ist jeder Wohnungs- und Teileigentümer verpflich­
tet, die entsprechende Eintragung zu bewilligen. Die Wohnungs- und Teileigentümer ermächtigen den 
jeweiligen Verwalter unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB, sie gegenüber einem 
Notar und/oder dem Grundbuchamt bei der Abgabe der für eine Eintragung nach Absatz 1 Satz 1 
zweckdienlichen und notwendigen Erklärungen zu vertreten. Gegenüber dem Grundbuchamt gilt die 
Vollmacht unbeschränkt. Soweit im Zusammenhang mit einer Eintragung gemäß Absatz 1 Satz 1 ge­
genüber den Wohnungs- und Teileigentümern Erklärungen Dritter abzugeben sind, wird der Verwalter 
bevollmächtigt, diese mit Wirkung gegenüber den Wohnungs- und Teileigentümern anzunehmen. t

Vereinbarungen zu baulichen Veränderungen

Begriffsbestimmung

„Bauliche Veränderungen“ sind in § 20 Abs. 1 WEG legaldefiniert. Es handelt sich um 
Maßnahmen, die über die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums hin­
ausgehen. Hierunter fallen auch Änderungen des optischen Gesamteindrucks, zB eine vom 
bisherigen Zustand abweichende Farbgebung. Unerheblich ist, ob es sich um Maßnahmen 
einzelner Wohnungseigentümer oder der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer handelt.537

Vergleichsmaßstab für die Frage, ob eine bauliche Veränderung vorliegt, ist der erstmalige 
vollständige Errichtungs- und Ausstattungszustand bzw. der Zustand, der aus einer zulässi­
gen oder zu duldenden baulichen Veränderung hervorgegangen ist.538 Hierbei kommt es stets 
auf die planmäßige Errichtung an. Daher ist die erstmalige Herstellung eines ordnungsmäßi­
gen Zustandes keine bauliche Veränderung im Sinne von § 20 Abs. 1 WEG.539 Abzustellen 
ist nicht auf den kaufvertraglich geschuldeten Zustand, sondern auf den Zustand, wie er 
in der Teilungserklärung und den Aufteilungsplänen vorausgesetzt wird.540 Maßnahmen am 
Sondereigentum stellen keine bauliche Veränderung iSd § 20 Abs. 1 WEG dar. Sie unterliegen 
aber gem. § 13 Abs. 2 WEG grds. denselben Regelungen wie die bauliche Veränderung in 
§ 20 WEG. Es gilt nur eine Erleichterung, wenn niemand durch die Maßnahme über das
bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus beeinträchtigt wird. Dann
muss die Maßnahme nicht durch Beschluss gestattet werden.

Legitimation von baulichen Veränderungen

Zustimmung der beeinträchtigten Wohnungseigentümer

Nach neuem Recht bedarf eine bauliche Veränderung nicht mehr der Zustimmung derjenigen 
Wohnungseigentümer, die über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche 
Maß hinaus beeinträchtigt werden. Sie kann auch gegen ihren Willen mit Mehrheit beschlos­
sen werden. Ein solcher Beschluss ist nur unter den Voraussetzungen des § 20 Abs. 4 WEG 
anfechtbar, wenn die Maßnahme die Liegenschaft grundlegend umgestaltet oder einen Woh­
nungseigentümer unbillig beeinträchtigt.541 Im Gegensatz zum früheren Recht empfiehlt sich 
also weniger eine Erleichterung als vielmehr eine Beschränkung der baulichen Veränderung.

VIII.

1.

2.

a)

537 Jennißen/Hogenschurz WEG § 20 Rn. 23, 36 f.
538 Jennißen/Hogenschurz WEG § 20 Rn. 24; Hügel/Elzer WEG § 7 Rn. 6.
539 BayObLG 24.6.1999 – 2Z BR 48/99, NZM 1999, 1060; BayObLG 27.7.1989 – BReg. 2 Z 68/89, NJW-RR 1989, 

1293.
540 OLG Köln 14.4.2000 – 16 Wx 58/00, NZM 2000, 1019.
541 Hierzu ausführlich Abramenko WEG-HdB § 4 Rn. 16 ff.

§ 1 Begründung von Wohnungseigentum

150 Abramenko

351

352

353

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



u Muster: Gemeinschaftsordnung – Legitimation von baulichen Veränderungen auch durch
Zustimmung außerhalb der Versammlung

§ nnn

– Bauliche Veränderungen –

(1) Soweit die Vornahme baulicher Veränderungen am gemeinschaftlichen Eigentum die Rechte der
anderen Wohnungseigentümer nicht über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche
Maß hinaus beeinträchtigt, ist jeder Wohnungseigentümer hierzu ohne Weiteres befugt.
(2) Ansonsten dürfen bauliche Veränderungen am gemeinschaftlichen Eigentum nur vorgenommen
werden, wenn diejenigen Wohnungseigentümer, die über das bei einem geordneten Zusammenleben
unvermeidliche Maß hinaus beeinträchtigt werden, entweder

a) außerhalb einer Eigentümerversammlung der Maßnahme zugestimmt haben oder
b) einem Beschluss über die bauliche Veränderung zugestimmt haben. t

Zustimmung des Verwalters/der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer
Bauliche Veränderungen werden zum Teil von der Zustimmung des Verwalters abhängig 
gemacht. Hierbei ist jedoch darauf zu achten, dass klar zum Ausdruck kommt, ob es sich 
um ein zusätzliches Zustimmungserfordernis handelt oder ob die Zustimmung des Verwalters 
an die Stelle der nach dem Gesetz erforderlichen Zustimmungen der beeinträchtigten Woh­
nungseigentümer tritt. Sofern nämlich in einer Vereinbarung bauliche Veränderungen von 
der Zustimmung des Verwalters abhängig gemacht werden (zB: „Bauliche Veränderungen 
bedürfen der schriftlichen Einwilligung des Verwalters.“), ist im Zweifel davon auszugehen, 
dass die Zustimmung des Verwalters als zusätzliche Voraussetzung neben die Zustimmung 
der übrigen Wohnungseigentümer tritt.542 Ferner muss klar sein, ob der Verwalter nur als 
Organ der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer bestimmt ist (hierzu auch → Rn. 432).

u Muster: Gemeinschaftsordnung – Legitimation von baulichen Veränderungen nur mit
Zustimmung des Verwalters (Erleichterung des § 20 Abs. 1 WEG)

§ nnn

– Bauliche Veränderungen –

(1) Soweit die Vornahme baulicher Veränderungen am gemeinschaftlichen Eigentum die Rechte der
anderen Wohnungseigentümer nicht über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche
Maß hinaus beeinträchtigt, ist jeder Wohnungseigentümer hierzu ohne Weiteres befugt.
(2) Ansonsten dürfen bauliche Veränderung am gemeinschaftlichen Eigentum nur vorgenommen wer­
den, wenn die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer der Maßnahme schriftlich zugestimmt hat. Der
Verwalter ist berechtigt, diese Erklärung ohne Beschlussfassung abzugeben.
(3) Einer Beschlussfassung nach § 20 Absatz 1 WEG (in der Fassung vom nnn) oder der Zustimmung
derjenigen Wohnungseigentümer, die über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche
Maß hinaus beeinträchtigt werden, bedarf es nicht.
(4) Die Wohnungseigentümer sind befugt, die Entscheidung durch Beschluss an sich zu ziehen. Der
Verwalter ist befugt, die Entscheidung auf die Wohnungseigentümer zu übertragen. t

Grds. sollte dem Verwalter keine die Entscheidungsbefugnis der Wohnungseigentümer ver­
drängende Kompetenz eingeräumt werden. Der redliche Verwalter wird hierdurch idR und 
ohne Not zum Spielball divergierender Interessen. Ein schwacher Verwalter wird seiner 

b)

542 BayObLG 2.3.2000 – 2 Z BR 152/99, ZWE 2000, 217; KG 18.3.1998 – 24 W 2334/97, NZM 1998, 771; LG 
München I 27.4.2009 – 1 S 19129/08, ZMR 2009, 875 (876).
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Bestellungsmehrheit jegliche bauliche Veränderung genehmigen, während er bauliche Ver­
änderungen der Minderheit ablehnen wird. Allerdings kann der die bauliche Veränderung 
legitimierende Mehrheitsbeschluss im Verfahren nach § 43 Abs. 2 Nr. 3 WEG auf Einhaltung 
der Vorgaben in der Gemeinschaftsordnung bzw. in § 20 Abs. 4 WEG überprüft werden. 
Gleichwohl ist zu prüfen, die ersetzende Zustimmung des Verwalters nur für ausgewählte 
und untergeordnete bauliche Veränderungen zu vereinbaren. In Betracht kommen wird dies 
vor allem bei der Anbringung von Werbeschildern und ähnlichen kleineren baulichen Verän­
derungen.

u Muster: Gemeinschaftsordnung – Legitimation der Anbringung von Werbeschildern nur mit
Zustimmung des Verwalters

§ nnn

– Bauliche Veränderungen –

(1) nnn [Allgemeine Regelungen]
(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer die Anbringung von
Werbeschildern bis zu einer Größe von nnn cm x nnn cm genehmigen. Der Verwalter ist berechtigt, diese
Erklärung ohne Beschlussfassung abzugeben. Einer Beschlussfassung nach § 20 Absatz 1 WEG (in der
Fassung vom nnn) bedarf es nicht.
(3) Die Wohnungseigentümer sind befugt, die Entscheidung durch Beschluss an sich zu ziehen. Der
Verwalter ist befugt, die Entscheidung auf die Wohnungseigentümer zu übertragen. t

Häufig werden Zustimmungen zu baulichen Veränderungen in der Gemeinschaftsordnung 
mit weiteren Vereinbarungen kombiniert. Insbes. bei größeren Eingriffs- und Umgestaltungs­
möglichkeiten im Interesse einzelner Eigentümer, zB bei nachträglichen Dachgeschossausbau­
ten oder dem Anbau von Balkonen, ist es angebracht, zugleich die Nutzung und Kostentra­
gung der durch die bauliche Veränderung geschaffenen Anlagen zu regeln.

u Muster: Gemeinschaftsordnung – Anbringung von Balkonen nebst Sondernutzungsrecht
und Kostentragung

§ nnn

– Balkone –

(1) Jeder Wohnungseigentümer ist berechtigt, auf dem Hof am Seitenflügel/auf der Straßenseite
an seine Wohnung einen Balkon mit einer maximalen Fläche von nnn m² ohne Zustimmung der
übrigen Wohnungseigentümer anzubringen. Soweit ein Wohnungseigentümer einen derartigen Balkon
angebracht hat, ist er befugt, den Balkon unter Ausschluss der anderen Eigentümer zu nutzen, was
neben dem Gebrauch auch die sonstigen Nutzungen im Sinne des § 16 Absatz 1 WEG (in der Fassung
vom nnn) einschließt (Sondernutzungsrecht). Für die Einräumung und den Bestand des Sondernut­
zungsrechtes hat der Berechtigte weder ein einmaliges noch ein laufendes Entgelt zu zahlen. Dem
Sondernutzungsberechtigten steht daneben auch das alleinige Verwaltungsrecht im Hinblick auf die
dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Gegenstände zu. Dies schließt auch das Recht zur Vornahme
baulicher Veränderungen ein, sofern diese nicht das äußere Erscheinungsbild der Wohnanlage in für
andere Eigentümer unzumutbarer Weise beeinträchtigen, ausgenommen ist eine Vergrößerung des Bal­
kons über das in Satz 1 bestimmte Maß hinaus. Sofern an einem Balkon bauliche Veränderungen vor­
genommen werden, erstreckt sich das Sondernutzungsrecht auf die dadurch geschaffenen Bestandtei­
le. Sämtliche Kosten der Unterhaltung, Instandhaltung und Instandsetzung sowie etwaiger baulicher
Veränderungen trägt der Berechtigte. Für das Verhältnis zum umliegenden Gemeinschaftseigentum
gelten dieselben Bestimmungen wie für das Verhältnis von Sonder- und Gemeinschaftseigentum.
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versammlung ausreichen, wenn bloß eine Person (sei es auch bloß der Vertreter eines Eigen­
tümers) körperlich im Versammlungslokal anwesend ist und die übrigen Eigentümer auf 
digitalem Wege teilnehmen. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass möglicherweise trotz 
vorheriger anderslautender Ankündigung Wohnungseigentümer gleichwohl an der Versamm­
lung persönlich teilnehmen wollen, weshalb stets ein ausreichend dimensionierter Versamm­
lungssaal vorzuhalten ist.

Hier vertretener Auffassung nach ist der Verwalter von Amts wegen als Organ der GdWE 
dieser gegenüber an einen Beschluss der Wohnungseigentümer zur Einführung der hybriden 
Eigentümerversammlung gebunden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Verwalter verpflich­
tet wäre, die technischen Voraussetzungen hierfür im eigenen Betrieb bzw. auf eigene Kosten 
zu schaffen, dies ist Aufgabe der GdWE.

Für seinen besonderen Aufwand hat der Verwalter tunlichst eine besondere Vergütung zu ver­
einbaren; bei Alt-Verträgen besteht im Falle einer Mehrbelastungsklausel im Verwaltervertrag 
ein Anspruch auf Verhandlung über eine Mehrvergütung.

Zum Muster eines Verwaltervertrags → Rn. 86 f. ff.

Zur Mehrbelastungsklausel → Rn. 73.

u Checkliste: Hybride Eigentümerversammlung

– Wird die Teilnahme an einer hybriden Eigentümerversammlung allgemein oder nur im jeweiligen
Einzelfall ab wann zugelassen?

– Welche ihrer Rechte dürfen die Wohnungseigentümer ganz oder teilweise im Wege elektronischer
Kommunikation ausüben (Teilnahmerecht, Informations-, Frage- und Rederecht, Antrags- und
Stimmrecht)?

– Über welche Hard- bzw. Software wird die Teilnahme im Wege der elektronischen Kommunikation in
welchem Umfang (Bild-/Ton-/Chat-/Umfrage-Funktion) ermöglicht?

– Wer stellt diese technischen Voraussetzungen sicher?
– Erfolgt eine Anschaffung durch die Wohnungseigentümergemeinschaft oder wird zB mietweise auf

Angebote entsprechender Dienstleister zurückgegriffen?
– Umsetzung individueller Zugangsvoraussetzungen zur Legitimation sowie Hinweis- und Erläute­

rungspflichten in der Einladung
– Regelungen zur Identifikation nicht persönlich bekannter Online-Teilnehmer (als Vertreter) sowie

zur Einhaltung des Gebots der Nicht-Öffentlichkeit durch die Online-Nutzer
– Wie wird die Anwesenheit/die Anzahl der Stimmrechte geprüft und festgehalten?
– Welche Regeln gelten für das Verlassen der Eigentümerversammlung?
– Welche Regeln gelten für die Abstimmung und Beschlussverkündung?
– Welche Regeln gelten bei technischen Störungen/Systemausfall?
– Finanzierung der Maßnahme?
– Kostenverteilung gem. § 16 Abs. 2 S. 2 WEG?
– Bei Online-Veranstaltungen können nur noch Versammlungsorte berücksichtigt werden, die über

eine entsprechende technische Ausstattung und einen leistungsfähigen Internetzugang verfügen
und die den Datenschutz bei digitaler Kommunikation sicherstellen.

– Regelung über Sondervergütung(en) des Verwalters
– Mehraufwand für die Erstellung und gesonderte Mitteilung der individuellen Zugangsdaten sowie

der weiteren Zugangsvoraussetzungen
– Mehraufwand zur Erstellung eines Informationsblatts zur Belehrung der Eigentümer über die

technischen und organisatorischen Voraussetzungen einer Online-Teilnahme nebst Support
vor/am Versammlungstag

C. Kaufmännische Verwaltung § 2
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– Zumindest anfänglicher personeller Mehraufwand für die technische und organisatorische Entlas­
tung des Versammlungsleiters

– Ist der Datenschutz sichergestellt und durch wen?
Mit Blick auf den Umstand, dass, wie vorstehend ausgeführt, die technische Umsetzung einer hybriden
Eigentümerversammlung recht anspruchsvoll ist, dürfte es regelmäßig geraten sein, auf die Angebote
der einschlägigen Dienstleister zurückzugreifen.

Sollte dies aus Kostengründen (zB kleine Eigentümergemeinschaft) nicht ratsam sein, so sollte bei 
dem Einsatz am Markt erhältlicher Online-Konferenz-Software berücksichtigt werden, dass diese regel­
mäßig nicht auf die Besonderheiten einer Eigentümerversammlung zugeschnitten ist.

Insbesondere ist Wert darauf zu legen, dass die hybride Eigentümerversammlung unter Beachtung aller 
datenschutzrechtlichen Maßgaben vorbereitet und durchgeführt wird.

Hier sollte ein Datenschutzbeauftragter hinzugezogen werden. t

Umlaufbeschluss mit einfacher Mehrheit

Gem. § 23 Abs. 3 S. 2 WEG ist auch ohne Versammlung ein Beschluss gültig, wenn die 
Wohnungseigentümer ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in Textform erklären und für 
einen einzelnen Gegenstand beschlossen wurde, dass die Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
genügt.

Umstritten ist derzeit, unter welchen Voraussetzungen dieses äußerst praktikable Verfahren 
rechtmäßig durchgeführt werden kann. Nach zutreffender Auffassung ist der Beschluss über 
die Durchführung des Umlaufbeschlussverfahrens ein reiner Verfahrensbeschluss, der, ebenso 
wie sonstige Verfahrens- bzw. Geschäftsordnungsbeschlüsse, nicht in der Einladung zur Ei­
gentümerversammlung gem. § 23 Abs. 2 WEG angekündigt sein muss. Ein solcher Beschluss 
ist auch nicht isoliert anfechtbar.237 Nach anderer Auffassung soll der Beschluss separat 
anfechtbar sein und muss zuvor ausdrücklich in der Tagesordnung angekündigt werden.238

Daher wird hier angeraten, einen entsprechenden vorsorglichen Hinweis in jede Tagesord­
nung aufzunehmen.

u Muster: Hinweis in der Tagesordnung zur Möglichkeit des Umlaufbeschlusses mit einfacher
Mehrheit

Wir weisen darauf hin, dass die Möglichkeit besteht, dass zu jedem Beschlussgegenstand (Tagesord­
nungspunkt) dieser Eigentümerversammlung sowie auch zu in der Tagesordnung nicht genannten, aber 
in der Versammlung diskutierten Beschlussgegenständen gem. § 23 Abs. 3 S. 2 WEG in der Versamm­
lung beschlossen wird, hierzu ein Umlaufbeschlussverfahren (gegebenenfalls in Textform) durchzufüh­
ren, bei dem für das Zustandekommen eines Beschlusses die einfache Mehrheit ausreicht. t

Durchführung der Eigentümerversammlung

Berechtigung zur Einberufung

Bei Versammlungen, die weder vom Verwalter noch gem. § 24 Abs. 3 WEG vom Vorsitzen­
den des Beirats oder im Falle dessen Verhinderung von dessen Vertreter bzw. von allen 
Beiräten einberufen werden, handelt es sich aber sehr wohl um Eigentümerversammlungen 
im Rechtssinne, da die Zielrichtung der Versammlung über deren rechtlichen Charakter 
entscheidet und nicht die Person des Einladenden.239 Eine Eigentümerversammlung iSd § 23 

f)

2.

a)

237 AG Köln 30.8.2021 – 202 C 38/21, BeckRS 2021, 59276; DSZ WEG-Recht 2021 Kap. 6 Rn. 26, 32 ff.
238 AG Bonn 8.12.2021 – 211 C 22/21, ZMR 2022, 245; Jennißen/Schultzky WEG § 23 Rn. 150.
239 BayObLG 13.12.2001 – 2 Z BR 93/01, ZWE 2002, 360 (361).
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Vorliegen eines Verfügungsanspruches, der sich aus jedem zivilrechtlichen Individualanspruch 
ableitet.300

Weitergehend – und schwieriger zu begründen als die Darlegung des Verfügungsanspruchs – 
bedarf es des Vorliegens eines Verfügungsgrundes, also des Vorhandenseins solcher Umstän­
de, die nach dem objektiven Urteil eines vernünftigen Menschen befürchten lassen, dass die 
Verwirklichung des Individualanspruchs durch bevorstehende Veränderungen des bestehen­
den Zustandes gefährdet wird.301

Da eine einstweilige Verfügung ihrem Zweck nach nur dem Ziel dient, durch eine vorüberge­
hende Regelung den Rechtsfrieden bis zur Entscheidung des streitigen Rechtsverhältnisses in 
der Hauptsache zu sichern,302 ist eine Vorwegnahme der Hauptsache grundsätzlich mit einem 
einstweiligen Verfügungsverfahren nicht zu erreichen. Nur dann, wenn der Antragsteller 
im Verfügungsverfahren auf die sofortige Erfüllung so dringend angewiesen ist, dass er ein 
ordentliches Verfahren nicht abwarten kann, ohne unverhältnismäßig großen oder gar irrepa­
rablen Schaden zu erleiden, billigt die Rechtsprechung die Vorwegnahme der Hauptsache.303

u Muster: Einstweilige Verfügung eines Wohnungseigentümers gegen einen
Wohnungseigentümer wegen Unterlassung

Per beA
An das Amtsgericht nnn
– Abteilung für Wohnungseigentumssachen –
EILT! Bitte sofort vorlegen!

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung

des Wohnungseigentümers nnn, nnn-Straße nnn, nnn [PLZ, Ort],
– Antragsteller –

Prozessbevollmächtigte: RAe nnn, nnn-Straße nnn, nnn [PLZ, Ort]
gegen

den Wohnungseigentümer nnn, nnn-Straße nnn, nnn [PLZ, Ort]
– Antragsgegner –

wegen Unterlassung.

Namens und in Vollmacht des Antragstellers beantragen wir im Wege der Dringlichkeit und ohne 
mündliche Verhandlung den Erlass einer einstweiligen Verfügung:

I. Der Antragsgegner wird verpflichtet, es zu unterlassen, seinen aus Teppichboden bestehenden
Bodenbelag in seiner Sondereigentumseinheit, gelegen im 2. OG rechts des Anwesens nnn-Straße
nnn, nnn [PLZ, Ort], ohne Beachtung der Einhaltung der DIN 4109 gegen Laminat auszutauschen.

II. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die beantragte Unterlassungsverfügung wird gegen den
Antragsgegner ein Ordnungsgeld bis 25.000 EUR, ersatzweise Ordnungshaft, angedroht.

Begründung:

1.
Der Antragsteller wie auch der Antragsgegner sind jeweils Mitglieder der Gemeinschaft der Wohnungs­
eigentümer nnn-Straße nnn, nnn [PLZ, Ort].

300 Thomas/Putzo/Seiler ZPO § 935 Rn. 5.
301 Thomas/Putzo/Seiler ZPO § 935 Rn. 6.
302 OLG Hamm 5.2.2018 – I-8 U 112/17, NZG 2018, 546 Rn. 6; Thomas/Putzo/Seiler ZPO § 940 Rn. 1.
303 OLG München 24.8.2018 – 18 W 1294/18, NJW 2018, 3115 Rn. 48.
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Der Antragsteller hat im Anwesen die unter der Sondereigentumseinheit des Antragsgegners liegende 
Sondereigentumseinheit zum Eigentum und bewohnt seine Sondereigentumswohnung selbst.

Zur Glaubhaftmachung für Vorstehendes:

Grundbuchauszüge Anlagenkonvolut A 1
eidesstattliche Versicherung des Antragstellers Anlage A 2

Das Anwesen nnn-Straße nnn, nnn [PLZ, Ort] ist ein um 1995 errichtetes Haus, welches in Wohnungsei­
gentum aufgeteilt wurde.

Zur Glaubhaftmachung: Auszug aus der Teilungserklärung Anlage A 3

In der Wohnung des Antragsgegners ist derzeit Teppichboden als Bodenbelag eingebracht.

Anlässlich der letzten Versammlung der Wohnungseigentümer am nnn teilte jedoch der Antragsgegner 
mit, diesen Teppich herauszunehmen und durch Laminat ersetzen zu wollen. Er führte weiter aus, dies 
in Eigenleistung vornehmen zu wollen und ohne zusätzliche Kosten für Schallisolierungsarbeiten.

Zur Glaubhaftmachung: eidesstattliche Versicherung des Antrag­
stellers

Anlage A 2

Das Objekt der Wohnungseigentümergemeinschaft weist derzeit in den Deckenbereichen einen Tritt­
schallschutz von 53 dB gemäß DIN 4109 aus.

Zur Glaubhaftmachung: gutachterliche Stellungnahme nnn Anlage A 4

Da mit der Einbringung von Laminat und der hierdurch bedingten Reduzierung des Trittschallschutzes 
zu erwarten steht, dass der zukünftige Trittschallschutz entgegen DIN 4109 eine Überschreitung der 
zulässigen Werte zur Folge hat, begehrt der Antragsteller im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes, 
es dem Antragsgegner aufzugeben, es zu unterlassen, den Bodenbelag auszutauschen.

2.

Der Antragsteller hat gegenüber dem Antragsgegner einen Anspruch auf Einhaltung der DIN 4109 im 
Bereich des Trittschallpegels. Dieser Anspruch resultiert aus § 1004 Abs. 1 BGB iVm § 14 Abs. 2 Nr. 1, 
Abs. 1 Nr. 2 WEG. Insofern ist jeder Wohnungseigentümer verpflichtet, von den in seinem Sondereigen­
tum stehenden Gebäudeteilen, wozu auch der Oberbodenbelag gehört, nur in solcher Weise Gebrauch 
zu machen, dass dadurch keinem der anderen Wohnungseigentümer über das bei einem geordneten 
Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst (BGH 26.6.2020 – V ZR 173/19, 
ZWE 2020, 374). Daher ist der Antragsgegner also auch verpflichtet, bei der Auswahl von Bodenbelä­
gen darauf zu achten, dass die nach DIN 4109 vorgegebenen Trittschallpegel eingehalten werden, 
unabhängig davon, ob möglicherweise aufgrund von Mängeln am gemeinschaftlichen Eigentum der 
Trittschall unterschritten wird (BGH aaO).

Die Eilbedürftigkeit einer Entscheidung in der Sache ohne mündliche Verhandlung im Wege des 
einstweiligen Rechtsschutzes rechtfertigt sich daraus, dass der Antragsgegner bereits den neuen 
Bodenbelag erworben und zu seiner Sondereigentumseinheit verbracht hat, so dass die Arbeiten am 
Bodenbelag unmittelbar bevorstehen.

Zur Glaubhaftmachung: eidesstattliche Versicherung des Antrag­
stellers

Anlage A 2

Soweit das Gericht in der ein oder anderen Sache weitergehenden Sachvortrag für erforderlich halten 
sollte, bitten wir um richterlichen Hinweis gemäß § 139 ZPO.

Rechtsanwalt t

Das Muster (→ Rn. 145) geht von einer kurz bevorstehenden Beeinträchtigung des Sonderei­
gentums des Mandanten durch dessen Nachbarn aus. Zuständig für die Entscheidung in der 
Sache ist das Amtsgericht, in dessen örtlichem Zuständigkeitsbereich die Wohnanlage der 
Gemeinschaft befindlich ist. Dies folgt aus § 43 Abs. 1, 2 Nr. 1 WEG iVm §§ 937, 943 ZPO.
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Das Muster geht davon aus, dass die Beeinträchtigung noch nicht eingetreten ist, aber um­
fassende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass solche Beeinträchtigungen alsbald eintreten 
werden. Um den Erlass einer einstweiligen Verfügung zu erreichen, können solche Umstände 
ausreichen, um zu vermeiden, dass mit Vollendung der baulichen Maßnahmen die Beein­
trächtigung dann eingetreten ist. Das Bemühen, dies zu verhindern, rechtfertigt es bei konkre­
ten Sachverhalten daher auch, vorbeugend tätig zu werden.304

Das Beweismittel im einstweiligen Verfügungsverfahren ist die Glaubhaftmachung (§§ 920 
Abs. 2, 936, 294 ZPO). Für die Beweisführung reicht hiernach ein geringerer Grad als bei 
einem Vollbeweis.305 An die Stelle der gerichtlichen Überzeugungsbildung von der Richtigkeit 
der streitigen Behauptung tritt vielmehr eine Wahrscheinlichkeitsfeststellung.306 Zur Glaub­
haftmachung sind alle Beweismittel der ZPO zulässige Werkzeuge. Dabei wird das gericht­
liche Sachverständigengutachten allerdings im Regelfall als Mittel der Glaubhaftmachung 
ausscheiden. Denn wichtig ist, dass die Beweismittel bei einer mündlichen Verhandlung in 
der Hauptverhandlung präsent sind,307 was aber bei einem gerichtlichen Sachverständigen­
gutachten, welches nur auf Anordnung des Gerichts eingeholt wird, im Eilverfahren nicht 
vorliegen wird.

Ein privates Sachverständigengutachten und die Einvernahme eines präsenten Zeugen sind 
dagegen mögliche Mittel der Glaubhaftmachung.

Insbesondere die Vorlage von Urkunden und die in § 294 ZPO benannte eidesstattliche Ver­
sicherung sind ein probates Mittel der Glaubhaftmachung. Daneben ist auch die Parteieinver­
nahme bzw. informatorische Anhörung der Parteien (§§ 447, 448 ZPO) Beweismittel, um 
Umstände glaubhaft zu machen. Für die mündliche Verhandlung ist es daher aus Sicht der 
Praxis am sinnvollsten, wenn der Mandant – sollte das Gericht die einstweilige Verfügung 
nicht ohne mündliche Verhandlung erlassen wollen – mit zu einem Termin der mündlichen 
Verhandlung erscheint.

Das Mandat für den Wohnungseigentümer gegen den Verwalter

Einführung

Da der Wohnungseigentümer im Zusammenhang mit der Verwaltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums mit den Handlungen des Verwalters (§§ 26, 27 WEG iVm dem Verwaltervertrag) 
naturgemäß in Berührung kommt, stellt sich die Frage, ob bzw. inwieweit der Verwalter 
nicht nur gegenüber der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer für Schlechtleistungen bei 
der Verwaltung haftet, sondern auch gegenüber dem Wohnungseigentümer. Vor Inkrafttreten 
des WEMoG war es hM, dass der Verwaltervertrag, der zwischen dem Verwalter und der 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer geschlossen wurde, ein Vertrag mit Schutzwirkung 
für die Wohnungseigentümer war.308 Folglich war es möglich, dass ein Sondereigentümer bei 
Verletzung von Schutzpflichten gegenüber dem Verwalter eigenständig Ansprüche anmelden 
konnte. Ob dies mit Einführung des WEMoG noch so gilt, ist skeptisch zu betrachten.

IV.

1.

304 AG München 8.7.2010 – 483 C 703/10, BeckRS 2010, 20842.
305 OLG Dresden 6.1.2021 – 6 W 939/20, NJW 2021, 1104.
306 Hinz NZM 2005, 841 mwN.
307 BGH 11.9.2003 – IX ZB 37/03, NJW 2003, 3558.
308 BGH 19.7.2019 – V ZR 75/18, NJW-RR 2020, 68.
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